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Zeithonorare
aus juristischer und betriebswirtschaftlicher Sicht
Viele Architektinnen und Architekten, Stadtplaner, Innenarchitekten und Landschafts-
architekten rechnen auch Grundleistungen auf Zeithonorarbasis ab. In diesem Zusam-
menhang wird die Architektenkammer NRW (AKNW) häufig gefragt, was denn der „rich-
tige“ Stundensatz sei, den der Architekt von seinem Auftraggeber verlangen „dürfe“. 
Der vorliegende Praxishinweis will diese Frage unter juristischen (dazu unter I.) und 
betriebswirtschaftlichen (dazu unter II.) Gesichtspunkten beantworten. Zur Unterstüt-
zung bei der Ermittlung Ihres individuellen Zeithonorars finden Sie in der Anlage eine 
entsprechende Excel-Tabelle.

I Zeithonorare unter juristischen Gesichtspunkten

a)	 Zulässigkeit von Zeithonorarvereinbarungen
Während es in der HOAI 2002 noch Regelungen gab, welche sich konkret mit der Zu-
lässigkeit von Zeithonorarvereinbarungen beschäftigten (vgl. § 6 HOAI 2002), war dies 
bereits in der HOAI 2009 und 2013 nicht mehr der Fall. Auch in der HOAI 2021 findet 
sich keine Regelung zur Zulässigkeit oder gar Höhe eines Stundenhonorars. 

Allerdings räumt § 7 Abs. 1 HOAI 2021 den Parteien eines Planervertrages die (umfäng-
liche) Möglichkeit ein, in Textform eine Vereinbarung über die Höhe des Honorars zu 
treffen. Da § 7 Abs. 1 HOAI keine sonstigen Vorgaben zur Wirksamkeit einer Honorar-
vereinbarung enthält, ist die Vereinbarung eines Zeithonorars unter Geltung der HOAI 
2021 ohne Weiteres möglich. Auch § 7 Abs. 2 HOAI 2021 steht dem grundsätzlich nicht 
im Wege. „Aus Sicht der HOAI 2021“ begegnet die Vereinbarung von Zeithonoraren 
somit keinen Bedenken.  

Möglicherweise werden Planer – nach Wegfall des zwingenden Preisrechts – zukünf-
tig häufiger Zeithonorare vereinbaren. Worauf dabei zu achten ist, möchte dieser Pra-
xishinweis erläutern. 

Vorsicht ist geboten, wenn man gegenüber Verbrauchern im Rahmen von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen sog. „Zeittaktklauseln“ vereinbaren möchte.

Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 13.02.2020 – IX ZR 140/19 – 
entschieden, dass eine Zeittaktklausel in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen einer 
Rechtsanwaltskanzlei, welche den Rechtsanwalt berechtige, für angefangene 15 Minu-
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ten jeweils ein Viertel des Stundensatzes zu berechnen, den Mandanten jedenfalls im 
Rechtsverkehr mit Verbrauchern entgegen den Geboten von Treu- und Glauben unan-
gemessen benachteilige und einer Inhaltskontrolle gem. § 307 BGB nicht standhalte. 
Eine solche Klausel sei daher unwirksam. 

Die vorgenannte Rechtsprechung ist auf Architektenverträge übertragbar.

Leider hat der Bundesgerichtshof nicht die Gelegenheit („obiter dictum“) genutzt, sich zu 
der grundsätzlichen Zulässigkeit einer Zeittaktklausel zu äußern und ggf. auch Zeittakte 
zu definieren, bei welchen von einer Unangemessenheit nicht mehr auszugehen ist. Er 
hat lediglich festgestellt, dass „die Abrechnung des tatsächlichen Aufwandes nach dem 
vereinbarten Stundensatz ohne weiteres möglich“ sei. 

Vor diesem Hintergrund sollte – zumindest gegenüber Verbrauchern - Zurückhaltung bei 
der Vereinbarung von Zeittaktklauseln geübt werden. Wenn man sich dennoch für die 
Vereinbarung einer Zeittaktklausel entscheidet, dann sollte man sich an der folgenden 
Faustregel orientieren: Je kleiner der Zeittakt ist, desto größer ist die Wahrscheinlich-
keit, dass ein angerufenes Gericht die Klausel für nicht unangemessen und somit für 
wirksam erachtet. Eine verlässliche Orientierung bietet die Rechtsprechung aus den 
dargestellten Gründen nicht. Die jedwede Vereinbarung einer Zeittaktklausel bleibt ris-
kant.

Vorsicht ist aber vor dem Hintergrund der jüngsten Rechtsprechung des EuGH nicht nur 
bei Zeittaktklauseln, sondern bei jeglicher Vereinbarung von Zeithonoraren geboten, 
wenn der Auftraggeber Verbraucher ist. Der EuGH hat am 12. Januar 2023 – C-395/21 -  
geurteilt, dass die Klausel eines zwischen einem Rechtsanwalt und einem Verbraucher 
geschlossenen Vertrages, nach der sich die Vergütung  nach dem Zeitaufwand richtet, 
dem unionsrechtlichen Erfordernis, dass die Klausel klar und verständlich abgefasst 
sein muss, nicht genügt, wenn dem Verbraucher vor Vertragsabschluss nicht die Infor-
mationen erteilt worden sind, die ihn in die Lage versetzt hätten, seine Entscheidung mit 
Bedacht und in voller Kenntnis der wirtschaftlichen Folgen des Vertragsabschlusses zu 
treffen. 

Da es für einen Rechtsanwalt regelmäßig „schwer, wenn nicht sogar unmöglich (sei), 
bei Vertragsschluss vorherzusehen, wie viele Stunden genau erforderlich seien, um die 
Rechtsdienstleistung zu erbringen“, müsse dieser dem Verbraucher zumindest Infor-
mationen zur Verfügung stellen, „anhand derer der Verbraucher die Gesamtkosten der 
Rechtsdienstleistungen der Größenordnung nach einzuschätzen (vermöge), etwa eine 
Schätzung der Stunden, die voraussichtlich oder mindestens erforderlich (seien), um 
eine bestimmte Dienstleistung zu erbringen, oder die Verpflichtung, in angemessenen 
Zeitabständen Rechnungen oder regelmäßige Aufstellungen zu übermitteln, in denen 
die aufgewandten Arbeitsstunden ausgewiesen“ seien. 
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Die EuGH-Entscheidung wird womöglich auch für Planerverträge von Bedeutung sein, 
da sich die Argumentation des Gerichts auf diese übertragen lassen dürfte. Sinnvoll 
umsetzbar, zumal vielfach durch entsprechende Abschlagsrechnungen ohnehin bereits 
praktiziert, erscheint insoweit die „Verpflichtung, in angemessenen Zeitabständen Rech-
nungen oder regelmäßige Aufstellungen zu übermitteln, in denen die aufgewandten Ar-
beitsstunden ausgewiesen“ werden.

b)	 Abrechnung von Zeithonorarvereinbarungen 
In der Praxis stellen sich viele Architektinnen und Architekten die Frage, wie sie Zeit-
honorare prüffähig1 abrechnen können. Hierzu hat der Bundesgerichtshof (BGH, Urteil 
vom 17.04.2009, Az.: VII ZR 164/07) folgende Eckpunkte aufgestellt:
Haben Architekt und Auftraggeber vereinbart, die Architektenleistung – also Grundleis-
tungen, Besondere Leistungen oder Leistungen für Objekte, deren anrechenbare Kos-
ten außerhalb der Tafelwerte liegen – nach Stunden abzurechnen, reicht es grundsätz-
lich aus, wenn der Architekt sagt, wie viele Stunden für die Erbringung der vertraglichen 
Leistungen angefallen sind und welche Stundensätze jeweils vereinbart waren. Eine 
detailliertere Darstellung, was der Architekt/die Architektin in der abgerechneten Zeit ge-
macht hat, ist nur dann erforderlich, wenn eine solche detaillierte Darstellung vereinbart 
wurde, was eher selten vorkommen wird, oder wenn der Auftraggeber die Erforderlich-
keit der Zahl der abgerechneten Stunden bestreitet. 

Erhebt der Auftraggeber diesen so genannten „Vorwurf der unwirtschaftlichen Leis-
tungsausführung“, wirft er dem Auftragnehmer also bspw. vor, für die Planung eines 
Einfamilienhauses benötige ein „normaler“ Architekt lediglich so und so viele Stunden,  
während der Auftragnehmer fast das Doppelte abgerechnet habe, muss der Architekt 
seine Abrechnung weiter spezifizieren.

Dabei wird es grundsätzlich ausreichen, wenn der Architekt darstellt, wie viele Stunden 
er für die Erreichung der jeweils vereinbarten Vertragsziele2 aufwenden musste (z.B.: 
Ziel 2: Ausarbeitung eines genehmigungsfähigen Entwurfs:  x Stunden; Ziel 3: Erarbei-
ten einer ausführungsreifen Lösung der Planungsaufgabe: y Stunden etc.). Der Auf-
traggeber kann so nachvollziehen, welche konkreten Leistungen der Auftragnehmer er-
bracht hat. Gibt sich der Auftraggeber auch mit dieser Aufstellung nicht zufrieden, würde 
ein mit der Angelegenheit befasstes Gericht ein Sachverständigengutachten anfordern 
mit der Frage, ob die aufgewendeten Stunden tatsächlich mit dem Gebot wirtschaftli-
cher Betriebsführung vereinbar sind. 

Dabei würde das Gericht natürlich berücksichtigen, dass dem Architekten bei der Orga-
nisation seines Büros und der Durchführung des konkreten Vertrages ein Spielraum zu-
zubilligen ist. Dementsprechend ist nicht jeder Aufwand, den der Architekt über die vom 
Sachverständigen für erforderlich erachteten Arbeitsstunden hinaus betreibt, pflichtwid-
rig unwirtschaftlich. Wie groß dieser Spielraum ist, inwieweit der Architekt also den ob-
1 Zur Erstellung prüffähiger Schlussrechnungen im Allgemeinen siehe auch den Praxishinweis „Prüffähige 
Honorarrechnung gemäß HOAI 2013“, den Sie über die AKNW beziehen können.
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jektiv erforderlichen Zeitaufwand überschreiten darf, ist eine vom Gericht unter Hinzu-
ziehung des Sachverständigen im Einzelfall zu beantwortende Frage.

Noch detaillierter wird der Architekt seine Stundenabrechnung zu fassen haben, wenn 
der Auftraggeber nicht ohne weiteres aus dem Vertrag nachvollziehen kann, welche 
konkreten Leistungen (Ziele) der Unternehmer zu erbringen hatte. Das ist etwa der Fall 
bei so genannten angehängten Stundenlohnarbeiten, die regelmäßig ohne fest um-
schriebenen Leistungsumfang für Unvorhergesehenes vereinbart werden. Hier reicht 
es nicht, nur die aufgewendeten Stunden aufzuschreiben. Der Architekt muss darüber 
hinaus auch angeben, was er in dieser Zeit getan hat. 

Zum Beispiel: Der Auftraggeber hat ein Gebäude erworben, das ersichtlich Baumängel 
aufweist. Er beauftragt einen Architekten damit, auf Stundenlohnbasis ein „Mängelma-
nagement“ durchzuführen. Welche Leistungen der Architekt im Einzelnen zu erbringen 
hat, ist im Architektenvertrag nicht gesagt. Das kann auch gar nicht gesagt werden, weil 
im Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch gar nicht klar ist, wie viele Mängel überhaupt 
zu beheben sind. Das gerade soll der Architekt ja im Rahmen seines Mängelmanage-
ments herausfinden. Deshalb muss der Architekt, falls der Auftraggeber die Abrechnung 
für überhöht hält, in seiner Honorarrechnung detailliert schildern, was er in der jeweils 
abgerechneten Zeit gemacht hat. Er muss darstellen, welche exakt (!) bezeichneten  
Mängel er auf welche Weise mit welchem Zeitaufwand beseitigt hat. Damit dieser Nach-
weis, ggf. Jahre nach Durchführung des „Mängelmanagements“, noch gelingt, sind Ar-
chitektinnen und Architekten gut beraten, bei derartigen Stundenlohnarbeiten zeitnah 
Stundenzettel auszufüllen.

II Zeithonorare unter betriebswirtschaftlichen Gesichts-
punkten
Wie oben dargestellt, sind Architektinnen und Architekten juristisch weitgehend frei in 
der Gestaltung der Höhe ihrer Zeithonorare. Welches Zeithonorar konkret verlangt wird, 
ist deshalb nicht in erster Linie eine juristische, sondern eine betriebswirtschaftliche 
Frage. Jeder Architekt/jede Architektin muss für sich selbst die Frage beantworten: Wel-
ches Honorar ist für mich/für mein Architekturbüro auskömmlich? 
Eine Hilfestellung, diese Frage zu beantworten, können ggfs. die nachfolgenden Aus-
führungen liefern. 

a)	 Berechnungsgrundlagen 
Vorab sei gesagt, dass sich die Art einer Kostensatzermittlung stets auch nach dem 
Zweck der Kalkulation richtet: So werden Kostensätze für die Nachkalkulation mit ande-
ren Parametern ermittelt als beispielsweise die Stundensätze für eine Angebotskalkula-
tion oder Mindest-Stundensätze zur Kostendeckung.
2 Die Terminologie „Vertragsziele“ orientiert sich an dem Praxishinweis „ORIENTIERUNGSHILFE UND AN-
HALTSPUNKTE FÜR EINEN INDIVIDUELL AUSZUHANDELNDEN ARCHITEKTENVERTRAG FÜR GE-
BÄUDE“, den Sie über die AKNW beziehen können.
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Vorliegend ist zunächst das Ziel, einen durchschnittlichen Mindest-Stundensatz zur 
Deckung aller relevanten Kosten im Architekturbüro zuzüglich einer Risikoprämie und 
eines angemessenen Unternehmergewinns zu ermitteln. Dabei kann es ratsam sein, 
separate Stundensätze für den/ die Inhaber des Architekturbüros und für die Mitarbeiter 
festzulegen.

Zur Berechnung des Stundensatzes, der in das dem Auftraggeber angebotene Zeitho-
norar einer Architektin oder eines Architekten einfließt, werden die zu verrechnenden 
Gesamtkosten durch die abrechenbaren Leistungsstunden dividiert. 

Hinter dieser recht simplen Berechnungsformel stecken natürlich die Fragen, was sich 
hinter den Begriffen „zu verrechnende Gesamtkosten“ und „abrechenbare Leistungs-
stunden“ verbirgt, damit letztlich ein sinnvolles Ergebnis resultiert. Auch die maßgeb-
liche Phase, in der diese Parameter gemessen werden, ist gestaltbar; üblicherweise 
wird der einer solchen Berechnung zugrunde liegende Berechnungszeitraum jedoch 
das Geschäftsjahr sein.

Stundensätze lassen sich in einem ersten Schritt auf der Basis von Ist-Kosten, die in 
der Vergangenheit angefallen sind, berechnen. Diese sind jedoch, da die Angebots-
kalkulation in die Zukunft gerichtet ist, um unübliche oder Einmal-Kosten, die künftig 
nicht mehr anfallen, zu bereinigen. Hier kann der Ansatz von „Normal-Kosten“ sinnvoll 
sein. Andererseits kann aber auch für die gesamte Berechnung direkt auf realistische 
Plankosten zurückgegriffen werden; dies wird u.a. auch dann der Fall sein, wenn keine 
hinreichend verwendbare Datenbasis vorliegt, etwa weil sich das Architekturbüro noch 
in der Startphase befindet.

b)	 Anzusetzende Kosten
Die „zu verrechnenden Gesamtkosten“ beinhalten die betriebsnotwendigen Personal-
kosten, Inhabergehälter (ggfs. kalkulatorischer Ansatz), Sachkosten, Abschreibungen 
sowie Zinsaufwendungen, ggfs. abzüglich anfallender sonstiger (nicht auftragsbezoge-
ner) Erträge (Zinserträge, Personalkostenerstattungen etc.).

Die Personalkosten umfassen dabei die Bruttogehälter für angestellte Architektinnen 
oder Architekten inklusive der Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung bzw. der Bei-
träge zum Versorgungswerk. Ebenso zu berücksichtigen sind Kosten für Mehrarbeits-
aufwand und für personalbezogene Zusatzkosten (Bildungsaufwand, Kammerbeiträge 
etc.).

Kostenmäßig zu erfassen ist weiterhin das Inhabergehalt, das sich entweder an dem 
tatsächlich gezahlten Betrag orientieren kann, oder aber kalkulatorisch zu erfassen ist, 
wenn ein festes Gehalt nicht vereinbart/ nicht gezahlt wird. In diesem Fall kann sich ein 
angemessenes Inhabergehalt etwa an den (fiktiven) Bezügen eines Fremdgeschäfts-



P
ra

xi
sh

in
w

ei
s

45
2022

Stand: März 2024 / Bearbeiter: fha/vs/wi Seite 6 / 8

führers orientieren, an einen für notwendig erachteten Mindestbezug oder auch an den 
Bezügen einer adäquaten Ersatz-Arbeitsstelle. 

Anzusetzende Sachkosten umfassen u.a. Mietaufwendungen, Raumkosten, Leasing-
gebühren, Kosten der Büroausstattung, Verwaltungskosten inkl. Kommunikationsauf-
wand, Versicherungen, Gebühren und Beiträge. Zu diesem Posten gehören weiterhin 
auch die Aufwendungen für Marketing und Werbung, betriebliche Steuern, etc. 

Unter den Aufwendungen sind auch die Abschreibungen, also der Wertverzehr des ein-
gesetzten Anlagevermögens, zu erfassen. Hierunter fallen etwa die Abschreibungen 
für das in Eigentum stehende Bürogebäude, für Inventar und EDV-Einrichtungen oder 
für die in Eigentum befindlichen Geschäftswagen des Architekturbüros. Dabei wird der 
Wertverzehr der Vermögensgegenstände auf Basis ihrer Anschaffungskosten über die 
jeweilige betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer kalkuliert. 

Als Kosten zu erfassen sind auch die Zinsaufwendungen des Architekturbüros zur Fi-
nanzierung des laufenden Geschäfts oder des Erwerbs von betrieblichem Eigentum 
(Bürogebäude, Fuhrpark etc.) 

In der Summe ergeben sich die unternehmerischen Gesamtkosten, die bei Festlegung 
separater Stundensätze durch direkte oder geschlüsselte Zuordnung auf den/ die Inha-
ber des Architekturbüros und auf die Mitarbeiter zu verteilen sind.

c)	 Abrechenbare Leistungsstunden
Die so ermittelten Gesamtkosten sind durch die in dem Berechnungszeitraum anfallen-
den abrechenbaren (fakturierbaren) Leistungsstunden zu dividieren. 

Diese abrechenbaren Leistungsstunden sind für den/ die Inhaber des Architekturbüros 
und für die Mitarbeiter jeweils getrennt zu ermitteln. Auch diese Daten können entweder 
auf Ist-Basis oder als Planwerte kalkuliert werden.

Ausgehend von den Gesamt-Tagen im Jahr sind durch Abzug derjenigen Tage, an de-
nen der/ die Inhaber bzw. die Mitarbeiter nicht arbeiten (Samstage, Sonn- und Feier-
tage, Urlaubstage, Fehlzeiten durch Krankheit etc.), die tatsächlichen Arbeitstage zu 
berechnen. Durch Multiplikation mit den täglich geleisteten Arbeitsstunden erhält man 
den Gesamtumfang der im Betrachtungszeitraum geleisteten Stunden. 

Von dieser Größe muss ein (prozentualer) Abschlag/ Korrekturfaktor vorgenommen 
werden, der die nicht projektbezogenen und damit nicht fakturierbaren Arbeitszeiten 
berücksichtigt. Dieser Abschlag trägt damit u.a. den Arbeitszeiten für interne Verwal-
tung und Kommunikation, für Vertrieb, für Fortbildung etc. Rechnung. Auch „Leerzeiten“ 
ohne Projektaufträge sind hier einzubeziehen. Zur Ermittlung dieses Abschlags ist eine 
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ehrliche Analyse der geleisteten Arbeitszeiten erforderlich. Der Abschlag kann bei den 
Inhabern und den Mitarbeitern eines Architekturbüros individuell unterschiedlich sein.

d)	 Stundensatz als Angebotsgrundlage
Im Ergebnis zeigt sich dann ein differenzierter Stundensatz, der die relevanten Kosten 
im Architekturbüro abdeckt. Ein Gewinn ist insoweit noch nicht inkludiert. Auch Ertrag-
steuern sind nicht berücksichtigt.

Daher sollten dem kalkulierten Stundensatz Aufschläge zur Abdeckung des angestreb-
ten Gewinns, der Wagniskosten (inkl. Forderungsausfall) und ggfs. der Aufwendungen 
für die Vorfinanzierung des Architektenhonorars hinzugerechnet werden. Diese Zu-
schläge sind auftragsbezogen festzulegen. In Zusammensetzung und Höhe unterliegen 
sie den spezifischen Einschätzungen und Präferenzen des anbietenden Architekten.

Der hergeleitete Stundensatz gibt die Größenordnung wieder, die der Angebotskalku-
lation grundsätzlich zugrunde liegen sollte. Im Übrigen handelt es sich insoweit um den 
Netto-Stundensatz; hinzu kommt noch die Umsatzsteuer in gesetzlich gebotenem Um-
fang (i.d.R. 19%).

Daneben sind im Einzelfall jedoch auch andere Aspekte zu berücksichtigen. So kann 
es aus der Sicht des einzelnen Architekten einmalig vertretbar sein, einen Stundensatz 
zu verlangen, der lediglich seine sog. variablen Kosten deckt und nur einen (anteiligen) 
Beitrag zur Deckung der Fixkosten beinhaltet (Deckungsbeitragsrechnung). 
Ein solcher Angebotssatz, der nicht die gesamten unternehmerischen Aufwendungen 
berücksichtigt, kann aber auf Dauer nur zu Verlusten führen. Auch die Kenntnis von 
angemessenen „Marktpreisen“ oder eine besondere Wettbewerbssituation können im 
Einzelfall Grund sein, von der dargestellten Berechnung des Stundensatzes abzuwei-
chen und eine andere Größenordnung festzulegen.

Zur Unterstützung bei der Ermittlung Ihres individuellen Zeithonorars finden Sie in der 
Anlage eine entsprechende Excel-Tabelle.

e)	 Stundensatzrechner 
Neben der gerade vorgestellten Herangehensweise gibt es auch noch andere Wege, 
ein Stundenhonorar zu berechnen. 

Hinzuweisen ist etwa auf den AHO-Stundensatzrechner, der einen Deckungsstunden-
satz berechnet (http://www.aho.de/service/stundensatzrechner). 

Weitere Anhaltspunkte für die Bemessung von Stundensätzen liefern auch die regel-
mäßig aktualisierten Richtlinien der Staatlichen Vermögens- und Hochbauverwaltung 
Baden-Württemberg für die Beteiligung freiberuflicher Träger – RifT (www.rift-online.de). 

http://www.aho.de/service/stundensatzrechner
http://www.rift-online.de
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Konkrete Empfehlungen zur Höhe von Netto-Stundensätzen enthalten die Hinweise von 
der Architektenkammer Bremen (www.akhb.de/tipps).

Weitere Informationen gibt Ihnen gerne die 

Architektenkammer Nordrhein-Westfalen
Zollhof 1

40221 Düsseldorf
Tel: (0211) 49 67 - 0

Fax: (0211) 49 67 - 99
E-Mail: info@aknw.de

Internet: www.aknw.de
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